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Diese Rundbriefe erscheinen nun seit mehr als 14 Jahren und nähern sich der Zahl von 3.800, ergänzt um eine Reihe kürzerer Bücher zu gleichen Themen. Ich versuche, die Aussagen auf Fakten zu bauen, die aus seriösen, meist amtlichen Quellen kommen und von mir - soweit möglich - überprüft wurden. Wenn spezifische Studien aus der Forschung benutzt werden, greife ich auf die Quelltexte zurück und nicht auf irgendwelche Presseerklärungen oder Pressemitteilungen. Die Daten werden in der Regel grafisch illustriert, um sie verständlicher zu machen. Neben Deutschland im englischen und französischen Kulturraum lebend und mit einer Irin verheiratet gehen meine Analysen fast immer über den deutschen Tellerrand hinaus. Trotz der strikten Faktenorientierung kann ich mir ein Stück Emotionalität nicht verkneifen: Zu schwer wiegen inzwischen die vielen Fehlentwicklungen im nationalen und internationalen Rahmen und in der Umwelt. Oft läßt sich das ganze Ausmaß der deutschen Fehlentwicklungen nur im internationalen Vergleich kombiniert mit einer historischen Rückblende darstellen.


Dabei geht es mir bei der Konzentration auf die Problemfelder nicht um Ausgewogenheit, denn die Leser/innen werden in der Regel Zugang zu den üblichen Medien haben, so daß die Rundbriefe nur eine kritische Ergänzung liefern wollen. Natürlich erwarte ich nicht, daß alles gefressen wird, was ich produziere, und für kritische Kommentare gibt es bei jedem Rundbrief eine eigene Funktion. Aber wenigstens soll das Nachdenken angeregt werden in Zeiten, da viel Falschinformation unterwegs ist.


Ich habe die Rundbriefe ohne Aktualisierung in die Sammlung übernommen, da sich meist über das Jahr wenig verändert hat. Einige wenige Grafiken wurden routinemäßig aktualisiert und mögen dann manchmal nicht mehr ganz zu den Texten passen.


* * * * *
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Teil 2


4. Militärische Ambitionen


5. Die Naivität in der deutschen Politik


1. “China First”


Der greise Parteiführer Deng Xiaoping gab einst seinem Volk den Rat mit auf den Weg in die sich neoliberal globalisierende Welt: “taoguang yanghui”, was so viel heißt wie “Haltet euch zurück, drängelt euch nicht vor, wartet die Zeit ab”. Der Rat zur Vorsicht im Umgang mit dem Westen zeitigte Wirkung. Voller Optimismus nahm der “Westen” (ich gebrauche den Begriff hier nur geografisch) 2001 Chinas Staatswirtschaft in das weitgehend freie Handelssystem für Marktwirtschaften auf und versprach sich davon, daß auch China bald eine Marktwirtschaft werden würde und vor allem zugleich eine demokratisch organisierte Gesellschaft, mit der man von Gleich zu Gleich friedlich verkehren und profitablen Handel betreiben könne.


Doch nun kommt es unter Xi-Jinping, der 2012 zum Generalsekretär der KPCh aufstieg und kürzlich unter Verfassungsänderung zum Präsidenten auf Lebenszeit, zunehmend anders. Die Partei geht überall, auch in der Wirtschaft, in staatlichen wie privaten Unternehmen, in die Kommandostellungen. Hunderte von Unternehmen haben sich verpflichtet, die Parteizellen vor wichtigen Entscheidungen zu konsultieren. Sie betonen in ihren Statuten, daß es die zentrale Rolle der Partei sei, den Unternehmen die Richtung zu weisen. Auch in den deutsch-chinesischen Gemeinschaftsunternehmen und sogar in hundertprozentigen Tochterunternehmen ausländischer Firmen in China sollen die Parteisekretäre mit am Tisch sitzen und “proaktive Parteiaufbauarbeit” leisten.


Das Land ist auf dem Weg in einen digital perfektionierten Polizeistaat, der jeden Traum an eine demokratische Entwicklung erstickt. Als sich Merkel 2018 über Chinas Digitalisierungs-Strategie informierte, entfuhr ihr beiläufig der Kommentar, George Orwells Fantasien seien gegen die chinesische Realität bloß “ein laues Lüftchen”. Nach Xi-Jinping hat die Partei “die ultimative Führung eines jeden Aspekts unseres sozialen und politischen Lebens”. Beim jüngsten Parteitag der KPCh wurde das Gedankengut Xi Jinpings als zusätzliche Leitlinie in der Parteiverfassung verankert. Seine Macht ist so umfassend wie seinerzeit die von Mao.


Der “Great Firewall” blockiert Google, Facebook und Twitter. Neuerdings wird ein Überwachungssystem eingerichtet, mit dem die moralische Qualität jedes Chinesen bewertet werden soll. Internetgestützte Punktesysteme (“Social Credit Systems”, kurz SCS) sollen die Staatstreue aller Chinesen regelmäßig feststellen. Diese SCS weisen chinesischen Bürgern einen Punktestand zu, der sich aus Online- und Offline-Daten über sie zusammensetzt. Je nachdem, wie sie sich verhalten, steigt oder sinkt er.


2. Außenpolitik


Nach Außen zeigt das Land eine neue Aggressivität sowohl im Wirtschaftsverkehr, wie in den militärischen Ambitionen. Xi Jinping preist sein System als Vorbild für andere an, praktisch als Gegenentwurf zu dem des Westens, das er als “zerrissene Gesellschaften, endlose Machtübergänge und soziales Chaos” bezeichnet. China müsse “Diplomatie als Großmacht” treiben und als Führungsmacht in Asien eine “asiatische Schicksalsgemeinschaft” aufbauen. In seiner Rede zum 95. Gründungstag der KPCh im Juli 2016 beschwor Xi “Zhongguo fang’an”, die “chinesische Lösung” der Menschheitsprobleme:


“Das chinesische Volk ist voller Zuversicht, daß es eine chinesische Lösung für die Suche der Menschheit nach besseren sozialen Institutionen bieten kann”.


Auf dem 19. Parteitag im Oktober 2017 erklärte er, das Land nähere sich dem “Zentrum der Weltbühne”. Die chinesische Nation werde “mit noch größerem Selbstbewusstsein unter den Völkern bestehen”. Sie werde eine “Armee von Weltrang” haben. Die Kapazität ihrer gesellschaftlichen Produktivkräfte nehme “in weiten Bereichen eine weltweit führende Position” ein. Ziel sei es, “die Oberhand über die internationale Konkurrenz zu gewinnen”. Den Völkern, “die ihre Entwicklung beschleunigen und ihre Unabhängigkeit bewahren wollen”, stelle China “eine völlig neue Wahlmöglichkeit zur Verfügung”, der gesamten Menschheit “weise chinesische Ideen für Problemlösungen”.


Zu den Machtambitionen Chinas gehört vor allem das gigantische Seidenstraßenprojekt, das mit Bahn-, Schiffs-, Energie- und Digital-Verbundsystemen über Asien krakenhaft bis in die EU hinein reicht und insbesondere die EU-Länder in Osteuropa und auf dem Balkan mit massiven Infrastrukturinvestitionen an China bindet. So konnte China bereits Beschlüsse der EU verhindern.


Seit ein paar Jahren schon treten chinesische Politiker, Diplomaten und Meinungsführer mit einem Selbstbewusstsein auf, das die Grenze zur Arroganz und Herablassung überschreitet. Das gilt auch gegenüber Deutschland, seit sich Berlin verstärkt über Chinas einseitige Handelspolitik beschwert. Die Sprecherin des Außenministeriums nannte den deutschen Botschafter, der die Diskriminierung europäischer Firmen in China beklagt hatte, “unprofessionell und verantwortungslos”. Chinas führender EU-Experte erklärte seinen Lesern den Charakter der Deutschen: Sie seien anderen Kulturen gegenüber intolerant und litten an einem Überlegenheitskomplex. Die orientalische Weisheit Chinas sei dem klischeehaften deutschen Schwarzweiß-Denken einen Schritt voraus. Selbst Merkel meinte am Rande eines Arbeitsbesuchs in Peking: “Heute ist deutlich mehr Auftrumpfen zu erleben.”


Bisher scheint unter den westlichen Staatslenkern nur Trump wirklich begriffen zu haben, was hier läuft.
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Der Westen hat die chinesische Staatswirtschaft 2001 gutgläubig oder blauäugig in die für Marktwirtschaften eingerichtete Welthandelsorganisation aufgenommen und dem Land damit einen ziemlich unbehinderten Zugang zu seinen Märkten erlaubt. Von da an hat China sein Entwicklungsmodell total einseitig auf Export ausgerichtet und seinen Auslandshandel immer ungleichgewichteter organisiert. Das Ergebnis war ein kumuliert immer weiter steigender Handelsbilanzüberschuß mit der Welt (Abb. 20208) und auch der EU (Abb. 18493) und Deutschland (Abb. 19076). Der kumulierte Handelsbilanzüberschuß mit der Welt entspricht bereits der Wertschöpfung der deutschen Industrie von fast drei Jahren. Seit dem Jahr 2000 hat sich die reale Wirtschaftsleistung noch einmal fast verfünffacht (Abb. 20209). Allerdings lassen die Wachstumsraten seit 2010 deutlich nach (Abb. 20215).


So wurde China zur Werkbank der Welt, wobei äußerst niedrige Löhne, das Fehlen unabhängiger Gewerkschaften und eines Streikrechts, fehlende ausreichende Sozialsysteme und die brutale Ausbeutung der Umwelt halfen und zum großen Teil immer noch helfen. Das gilt besonders für die ebenfalls brutale Ausbeutung der 280 Millionen in den Exportzentren schuftenden und dort ziemlich rechtlosen Wanderarbeitnehmer. Hinzu kommt eine starke Tendenz zum Dumping, zum Diebstahl technologischen Eigentums und die Manipulation der nicht frei konvertierbaren eigenen Währung. Ganze Industrien anderer Länder wurden weitgehend von den Weltmärkten verdrängt, Überkapazitäten, wie im Stahlsektor, dort hemmungslos abgeladen. Auch gegenüber der EU stiegen die Importanteile in wichtigen Industriesektoren immer weiter (Abb. 19329).


Während sich China bei uns ziemlich lange völlig unbehindert einkaufen konnte und erst jetzt äußerst vorsichtig die ersten Grenzen im strategisch wichtigen Bereich gesetzt werden, hat China immer schon Investitionen nur da ins Land gelassen, wo es diese brauchte und technologisch davon profitieren konnte, teilweise durch erzwungenen Technologietransfer, aber andererseits viele andere wichtige Bereiche gesperrt. Eine Bertelsmann-Studie kam zu dem Ergebnis, daß von den chinesischen Firmenbeteiligungen in Deutschland während der Jahre 2014 bis 2017 zwei Drittel in genau den zehn Schlüsselbranchen getätigt wurden, in denen China bis 2025 eine international führende Position erreichen will.


“Made in China 2025” ist ein gigantisches Aufholprogramm, das die alten Industriestaaten bis Mitte des nächsten Jahrzehnts abhängen soll. Zehn Schlüsselindustrien sollen bis dahin an die Weltspitze gebracht werden: Informationstechnologie, Robotik, Luft- und Raumfahrt, Meerestechnik und Schiffbau, Hochgeschwindigkeitsschienenverkehr, alternative Automobilantriebe, Energieerzeugung, neue Werkstoffe, Landwirtschaftsmaschinen, Biomedizin und medizinische Geräte. Der Anteil der chinesischen Hersteller an Hightech-Produkten auf dem einheimischen Markt soll bis 2025 70 % erreichen, die meisten wichtigen Werkstoffe bis dahin im Lande produziert werden. So sollen mindestens acht von zehn Elektroautos, die 2025 in China verkauft werden, aus heimischer Produktion stammen. An Geld fehlt es dafür und für chinesische Einkäufe im Ausland nicht: Entwicklungsbanken und extra eingerichtete Fonds versorgen die ausgewählten Branchen mit günstigen Krediten.


Die Dank Globalisierung und der Blauäugigkeit des Auslands erkämpften enormen Devisenreserven stellen nun die Kriegskasse dar, aus der die außenpolitischen Ambitionen China, wie die neue “Seidenstraße” oder die Auslandsinvestitionen, finanziert werden können.


* * * * *


4. Militärische Ambitionen


Nicht zuletzt die Militärpolitik demonstriert das gestiegene Selbstvertrauen der chinesischen Einparteien-Diktatur, bei der Xi zugleich Vorsitzender der Zentralen Militärkommission ist. Das zeigt sich vor allem an den Gebietsansprüchen in der südchinesischen See, die weit vor die Küsten Malaysias sowie der Philippinen und damit weit weg von China reichen (China hat sie mit neun Strichen auf einer der UN überreichten Landkarte markiert, Abb.) und im Inselstreit mit Japan. China erkennt die Entscheidung des Ständigen Schiedshofs in Den Haag, der 2016 die Territorialansprüche Chinas im Südchinesischen Meer abgelehnt hat, nicht an und wettert gegen die Richter, die das internationale Recht angeblich mit Füßen getreten hätten. Als die Anrainer 2010 beim ASEAN-Regional-Forum in Hanoi gegen die chinesischen Ansprüche aufbegehrten, fauchte der damalige chinesische Außenminister Yang Jiechi sie kaltschnäuzig an: “China ist ein großes Land, und ihr seid kleine Länder, und das ist ein Faktum.”
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Ebenso beunruhigend hat Xi Jinping Taiwan bei einer Rede in der Großen Halle des Volkes in Peking mit Gewalt gedroht: Er wolle die Wiedervereinigung notfalls mit Gewalt erzwingen. China müsse und werde wiedervereinigt werden. “Wir geben kein Versprechen ab, auf die Anwendung von Gewalt zu verzichten, und behalten uns die Möglichkeit vor, alle erforderlichen Mittel zu ergreifen”.
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Die chinesischen Verteidigungsausgaben liegen zwar noch erheblich unter denen der USA, steigen aber kontinuierlich gegen den Trend in USA und Europa und im letzten Jahr mit geplanten 8,1 % stärker als die Wirtschaftsleistung. Angesichts der “großen Veränderungen im nationalen Sicherheitsumfeld” müßten die Streitkräfte gestärkt werden, so Xi Jinping. Experten gehen davon aus, daß die tatsächlichen Militärausgaben sogar um ein Viertel bis um die Hälfte höher liegen werden. Sie verwiesen darauf, dass China den Einsatzradius seiner Marine massiv ausbaue. Auf Inseln im Südchinesischen Meer werden Militäranlagen gebaut. Nach einem Bericht des Internationalen Instituts für Strategische Studien (IISS) hat China seit dem Jahr 2000 mehr Korvetten, Zerstörer, Fregatten und U-Boote gebaut als Japan, Südkorea und Indien zusammen. Chinas erste Militärbasis im Ausland entsteht derzeit im ostafrikanischen Dschibuti.


Bei der letzten Münchener Sicherheitskonferenz forderte Merkel China zur Mitwirkung bei den internationalen Bemühungen zur Abrüstung auf. Das Thema Abrüstung gehe nach der Kündigung des INF-Abrüstungsvertrags nicht nur die bisherigen Vertragsmächte Russland und die USA an, sondern auch China, sagte Merkel. Über einen Beitrag der Volksrepublik bei den weiteren Abrüstungsbemühungen würde sie sich freuen. Doch der anwesende Vertreter des KPCh Politbüros, Yang Jiechi, lehnte die Ausweitung des INF-Vertrags zur Begrenzung der Mittelstreckenraketen sofort ab. Die Rüstungsstrategie seines Landes habe rein defensiven Charakter. Sie stelle somit keinerlei Bedrohung für andere dar.


Xi Jinping:


“Wir sind entschlossen, den blutigen Kampf gegen unsere Feinde zu kämpfen. Wir haben starke Fähigkeiten, unseren rechtmäßigen Platz in der Welt einzunehmen.”


5. Die Naivität in der deutschen Politik


Die deutsche Politik war bezogen auf China unter dem Druck der Exportinteressen der deutschen Industrie immer besonders naiv. Nicht selten wurden Versuche anderer EU-Länder, EU-Anti-Dumpingverfahren gegen China zu erreichen, von Deutschland durchkreuzt. Bedenkenlos hat man eine Abhängigkeit vom Export nach China aufgebaut, die jeden Wirtschaftseinbruch in China zum Malheur für die deutsche Wirtschaft werden läßt (Abb. 20210). Und bedenkenlos hat man jahrelang zugelassen, daß staatliche und angeblich private chinesische Unternehmen mit staatlicher Unterstützung deutsche technologisch interessante Unternehmen aufkaufen konnten. Merkel war in ihrer bisherigen Amtszeit schon elfmal mit Begleitung durch hochrangige Industrielle in China.


Die Naivität zeigt sich jetzt wieder in der Behandlung von Huawei, dem chinesischen Netzwerkgiganten, der eng mit der chinesischen Regierung verknüpft ist. Ebenso ist die Wettbewerbspolitik der EU-Kommission mit dem den chinesischen Konkurrenten und Weltmarktführer begünstigenden Verbot der Fusion der Hochgeschwindigkeitssparten von Siemens und Alstom unerträglich blauäugig.


Huawei will sich für den 5G-Netzausbau in Deutschland bewerben und dürfte wahrscheinlich als billigster Anbieter zum Zuge kommen. Doch die US-Regierung hat westliche Verbündete aufgefordert, Firmen wie Huawei von der Versteigerung auszuschließen. Sie befürchtet wegen der engen Verbindungen Huaweis zur chinesischen Regierung, daß die Mobilfunktechnik zu Spionagezwecken verwendet werden könnte, und sehen Huawei als Gefahr für die Cybersicherheit. Huawei könne außerdem von der chinesischen Regierung zur Sabotage gezwungen werden, also etwa zum Einbau von Hintertüren oder eines “Kill Switch” zur Fernabschaltung in die Netzwerkausrüstung. Daß chinesische Gesetze einen entsprechenden Einfluss der Regierung auf Huawei ermöglichen, glauben genauso deutsche Experten innerhalb und außerhalb der Regierung.


Sofort meldete sich der Präsident des Bundesverbandes der Deutschen Industrie Dieter Kempf zu eventuellen Beschränkungen für Huawei: “Davon halte ich nichts. China könnte im Gegenzug versucht sein, deutsche Firmen an anderer Stelle zu treffen.” Will sich Kempf wirklich vorstellen, daß umgekehrt China deutsche Firmen beim Netzausbau in China zulassen würde? Und so strebt Merkel einen faulen und durchaus naiven Kompromiß an. Man müsse angesichts der Sicherheitsbedenken mit der chinesischen Regierung darüber sprechen, daß “eben nicht die Firma einfach die Daten an den Staat abgibt”. Im Ergebnis hat das Bundeskabinett beschlossen, alle Anbieter müßten einer Art No-Spy-Abkommen beitreten. So soll verhindert werden, dass sie sensible Daten an staatliche Stellen in ihren Herkunftsländern weitergeben.


Selbst der Präsident des wirtschaftsnahen Instituts der deutschen Wirtschaft Michael Hüther attestiert deutschen Managern und Politikern, im Umgang mit China “viel zu naiv” zu sein. Vertreter der deutschen Linken sind besonders naiv. Sie lieben China schon wegen dessen Gegnerschaft zu den USA. Heiner Flassbeck, früher Staatssekretär beim ehemaligen Finanzminister Lafontaine und Ökonom mit Nähe zur LINKE, meint, China sei der Status einer “Marktwirtschaft” viel zu lange vorenthalten worden und: “China sei die einzige Volkswirtschaft der Erde, die in den vergangenen dreißig Jahren genau die Dynamik zeigte, die von den begeisterten Marktwirtschaftlern als ein Charakteristikum ihres Systems angesehen werde.” Naiver und verlogener geht die Begeisterung für die angebliche Marktwirtschaft Chinas gar nicht! Freilich war Flassbeck früher Chef-Volkswirt der UNCTAD, bei der China das wichtigste Mitglied ist.


Sehr bezeichnend ist auch eine Zuschrift (hier in gekürzter Form, Unterstreichung von mir), die mich als Kommentar zum Teil 1 des Rundbriefs von einem Mitarbeiter aus der Zentrale der Dienstleistungsgewerkschaft Verdi erreicht hat:


“Die weltpolitische Rolle Chinas ist bisher relativ friedlich und kooperativ. Die starke Rolle des Staates ist notwendig, um Binnenwirtschaft und ökologischen Umbau voranzubringen. Unser Problem und das weltweit größere ist die entsprechende zunehmende Überwachung und Kontrolle durch US-Konzerne, die die perfekte globale Infrastruktur für irgendwann dann vielleicht auch offene Diktatur der Konzerne schaffen. Wobei von “Demokratie” in USA und zunehmend auch EU und ihren Staaten schon jetzt nur noch eingeschränkt die Rede sein kann, die reale Macht hat hauptsächlich die großkapitalistische Oligarchie. Aber noch gibt es zumindest persönliche und politische Freiheiten, zukünftig garantiert sind die nicht. Das chinesische Modell ist da eher die einzige im Moment sichtbare Alternative. Kann sein, dass die noch schlimmer wird, kann aber auch sein, dass sie der Ausgangspunkt ist, diese ansonsten unkontrollierten und im Zweifel völlig hemmungslosen und sozial wie ökologischen zerstörerischen Kräfte des Kapitals durch eine stärkere Kraft der staatlich organisierten Gesellschaft doch noch oder wieder unter Kontrolle zu bekommen, klein zu machen und sich auch selbst dann zu öffnen und zu demokratisieren. Mag auch eher unwahrscheinlich sein, aber immer noch weniger unwahrscheinlich als eine förderliche Entwicklung des westlichen Imperialismus.”


Zur deutschen Naivität gehört schließlich, daß Vorwürfe gegen die unfaire chinesische Handelspolitik oft mit dem Argument gekontert werden, China habe immerhin - während es von der Globalisierung profitierte - 700 bis 800 Millionen Menschen aus der Armut geholt. Das ist allerdings wahrscheinlich eine der gröbsten Lügen der Globalisierer. Die Weltbank kam in ihrer sorgfältigen Analyse von 2009 unter dem Titel “Von armen Regionen zu armen Menschen” zu dem Ergebnis, die Beseitigung der Zwangskommunen und der Übergang zum System der Verantwortlichkeit der Haushalte sei der wichtigste Einzelgrund für den raschen Abbau an Armut gewesen, den China in der ersten Hälfte der 80er Jahre und damit längst vor Chinas Eintritt in die Globalisierung erlebt hätte.
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